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Anmeldung zur Jahrgangsstufe 10 (EF)  
des Burggymnasiums der Stadt 

 
Das Burggymnasium nimmt die Anmeldung für die 
zukünftige EF (differenzierte Oberstufe) zum Schul-
jahresbeginn 2022/2023 wie folgt entgegen: 
 
1. Als Online-Anmeldung bis Donnerstag, 

03.03.2022 per E-Mail an 
sekretariat@burggymnasium-altena.de oder per 
Post an Burggymnasium Altena, Bismarckstr. 
10, 58762 Altena 

2. Als telefonische Schullaufbahnberatung und an-
schließender Zusendung der benötigten Unter-
lagen an folgenden Tagen: 
Montag, 28.02.22 von 15.00 – 17.00 Uhr 
Dienstag, 01.03.22 von 15.00 – 17.00 Uhr 
Mittwoch, 02.03.22 von 15.00 – 17.00 Uhr 
Zur Terminvereinbarung kontaktieren Sie bitte 
Herrn Rohde bis zum 24.02.22 per E-Mail: 
rohde@burggymnasium-altena.de 

3. Als Präsenzberatung unter Einhaltung der 2G+-
Regel am Donnerstag, 03.03.22 zwischen 13.00 
und 18.00 Uhr. 
Zur Terminvereinbarung kontaktieren Sie bitte 
Herrn Rohde bis zum 24.02.22 per E-Mail: 
rohde@burggymnasium-altena.de 

 
Bitte informieren Sie sich auch über die aktuellen 
Anmeldebedingungen auf der Homepage des Burg-
gymnasiums: www.bg-altena.de: Dort finden Sie im 
Downloadbereich auch alle benötigten Formulare. 
 
Bei der Anmeldung sind das Familienstammbuch, 
die letzten beiden Zeugnisse, ggf. gerichtliche Sor-
gerechtsentscheidungen, das Anmeldeformular ab 
Jahrgangsstufe 10 und ggf. der Fahrkartenantrag ab 
Jahrgangsstufe 10 vorzulegen. 
 
Diese Termine gelten für die Schülerinnen und 
Schüler der Klassen 10 der Hauptschule, Realschu-
le und Gesamtschule, die in die Einführungsphase 
des Gymnasiums eintreten möchten. Die Anmel-
dung wird unter dem Vorbehalt entgegengenom-
men, dass am Ende des Schuljahres der Qualifika-
tionsvermerk erteilt wird. 
 
Schulleitung und Oberstufenkoordination stehen für 
Beratungszwecke zur Verfügung. 
Evtl. bestehende Unklarheiten können in der Abtei-
lung 2 - Schulen und Sport - der Stadt Altena 
(Westf.), Lüdenscheider Str. 27, Telefon 209 345, 
geklärt werden. 
 
Altena (Westf.), 14.02.2022 
 
Kober 
Bürgermeister 

 
 

Jahresabschluss 
der Stadtwerke Balve  

-Betrieb Wasserversorgung- 
zum 31.12.2020 

 
Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV. NRW. 
S. 644), zuletzt geändert durch  Verordnung vom 
22. März 2021 (GV. NRW. S. 348), wird folgendes 
bekannt gemacht: 
 
1. Feststellung durch den Rat 

 
Der Rat der Stadt Balve hat in seiner Sitzung am 
08.12.2021 folgenden einstimmigen Beschluss ge-
fasst: 
 
„Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Stadtwerke Balve -Betrieb Wasserversorgung- für 
das Wirtschaftsjahr 2020 werden bekannt gegeben. 
Bedenken werden nicht erhoben. Dem Betriebsleiter 
wird vorbehaltlos Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 wird wie folgt festge-
stellt: 
 
a) Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 

01.01. bis 31.12.2020 
Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt mit 
einem Gewinn von 28.533,48 € ab. 

 
b) Bilanz zum 31.12.2020 
 - Aktivseite   7.643.795,47 € 
 - Passivseite   7.643.795,47 € 
 
c) Behandlung des Jahresgewinn 

Der Jahresgewinn in Höhe von 28.533,48 € wird 
zur Deckung der angesammelten Verlustvorträ-
ge verwendet.“ 

 
2. Abschließender Vermerk der gpaNRW 

 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis 
zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i.V.m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche 
Abschlussprüferin des Eigenbetriebes Wasserwerk 
Balve Stadtwerke Balve. Zur Durchführung der Jah-
resabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie sich 
der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS 
GmbH, Sundern, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 10.09.2021 den nachfol-
gend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGI-
GEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

mailto:sekretariat@burggymnasium-altena.de
mailto:rohde@burggymnasium-altena.de
mailto:rohde@burggymnasium-altena.de
http://www.bg-altena.de/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=15722&vd_back=N559&sg=0&menu=1
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An die Stadtwerke Balve –  
Betrieb Wasserversorgung 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Balve – Betrieb Wasserversorgung - bestehend aus 
der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der Ge-
winn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadtwerke Balve – Betrieb Wasserversorgung - für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 31. 
Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-

len wesentlichen Belangen den Vorschriften der 
Eigenbetriebsverordnung des Bundeslandes 
Nordrhein-Westfalen i. V. m. den einschlägigen 
deutschen für Kapitalgesellschaften geltenden 
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt 
unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsäch-
lichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebes 
zum 31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragsla-
ge für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbe-
triebes. In allen wesentlichen Belangen steht 
dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahres-
abschluss, entspricht den Vorschriften der Ei-
genbetriebsverordnung des Bundeslandes Nord-
rhein-Westfalen und stellt die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ un-
seres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unab-
hängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-
delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften 
und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-
pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforde-
rungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von 
uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und 

geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Betriebsausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung des Bundes-
landes Nordrhein-Westfalen in allen wesentlichen 
Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächli-
chen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetrie-
bes vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter 
verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in 
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-
stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresab-
schlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 
- beabsichtigten oder unbeabsichtigten - falschen 
Darstellungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung der Un-
ternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren 
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zu-
sammenhang mit der Fortführung der Unterneh-
menstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Dar-
über hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der 
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzie-
ren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche 
Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 
Eigenbetriebes vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Ein-
klang steht, den Vorschriften der Eigenbetriebsver-
ordnung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen 
entspricht und die Chancen und Risiken der zukünf-
tigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind 
die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-
kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als 
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines 
Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzu-
wendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses 
des Eigenbetriebes zur Aufstellung des Jahresab-
schlusses und des Lageberichts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage des Eigenbetriebes vermittelt sowie in al-
len wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 
Erkenntnissen in Einklang steht, den analog an-
wendbaren Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen ent-
spricht und die Chancen und Risiken der zukünfti-
gen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prü-
fungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-
richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlagedieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
-falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Ri-
siko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
des Eigenbetriebes abzugeben. 

 
• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 

gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 
 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit des Eigenbetriebes zur Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine 
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazu-
gehörigen Angaben im Jahresabschluss und im 
Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls 
diese Angaben unangemessen sind, unser je-
weiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir zie-
hen unsere Schlussfolgerungen auf der Grund-
lage der bis zum Datum unseres Bestätigungs-
vermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünf-
tige Ereignisse oder Gegebenheiten können je-
doch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Auf-
bau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfäl-
le und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Eigenbetriebes vermittelt. 
 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage des Eigenbetriebes. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er-
eignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 
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Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während 
unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Er-
gebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 10.02.2022 
 
 
gpaNRW 
 
Im Auftrag 
 
Gregor Loges  -Siegel- 
 
 
3. Einsichtnahme 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2020 
werden nach der Bekanntmachung bis zur Fest-
stellung des folgenden Jahresabschlusses im 
Rathaus der Stadt Balve, Widukindplatz 1, Zim-
mer 52, während der Öffnungszeiten zur Ein-
sichtnahme verfügbar gehalten. 

 
Balve, den 16.02.2022 
 
 
Der Betriebsleiter der Stadtwerke Balve 
 
gez. Dipl. Ing. H. Mühling 
 
 
 
 
 

 
 

Jahresabschluss 
der Stadtwerke Balve -Betrieb Bauhof- 

zum 31.12.2020 
 
Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV. NRW. 
S. 644), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. 
März 2021 (GV. NRW. S. 348), wird folgendes be-
kannt gemacht: 

 
1. Feststellung durch den Rat 
 
Der Rat der Stadt Balve hat in seiner Sitzung am 
08.12.2021 folgenden einstimmigen Beschluss ge-
fasst: 
 
„Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Stadtwerke Balve -Betrieb Bauhof- für das Wirt-
schaftsjahr 2020 werden bekannt gegeben. Beden-
ken werden nicht erhoben. Dem Betriebsleiter wird 
vorbehaltlos Entlastung erteilt. 
Der Jahresabschluss 2020 wird wie folgt festge-
stellt: 
 
a) Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 

01.01. bis 31.12.2020 
Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt mit 
einem Gewinn von 18.467,38 € ab. 

 
b) Bilanz zum 31.12.2020 

- Aktivseite   652.109,28 € 
- Passivseite   652.109,28 € 

 
c) Verwendung des Jahresgewinns 

Der Jahresgewinn in Höhe von 18.467,38 € wird 
zur Deckung der angesammelten Verlustvorträ-
ge verwendet.“ 

 
2. Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis 
zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i. V. m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche 
Abschlussprüferin des Betriebes Bauhof Balve 
Stadtwerke Balve. Zur Durchführung der Jahresab-
schlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie sich der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS GmbH, 
Sundern, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 10.09.2021 den nachfol-
gend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGI-
GEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Stadtwerke Balve – Betrieb Bauhof 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Balve – Betrieb Bauhof - bestehend aus der Bilanz 
zum 31. Dezember 2020 und der Gewinn- und Ver-
lustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 
2020 bis zum 31. Dezember 2020 sowie dem An-
hang, einschließlich der Darstellung der Bilanzie-
rungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber 
hinaus haben wir den Lagebericht der Stadtwerke 
Balve – Betrieb Bauhof - für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 geprüft. 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
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• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-

len wesentlichen Belangen den analog anwend-
baren  Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i. V. m. 
den einschlägigen deutschen, für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 
31. Dezember 2020 sowie ihrer Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen und stellt 
die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-
wicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ un-
seres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachwei-
se ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Betriebsausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den analog 
anwendbaren Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags

lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermit-
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, an-
zugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 
 
Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den analog anwendbaren 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bun-
deslandes Nordrhein-Westfalen entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-
achtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den analog anzu-
wendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
analog anwendbaren Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
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Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-
richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlagedieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
 
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
-falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Ri-
siko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzuge-
ben. 
 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 
 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jah

resabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die eigenbetriebsähnliche Einrichtung ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Auf-
bau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfäl-
le und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt 
 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er-
eignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 

 
Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während 
unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Er-
gebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 10.02.2022 
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gpaNRW 
 
Im Auftrag 
Gregor Loges  -Siegel- 
 
 
3. Einsichtnahme 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2020 
werden nach der Bekanntmachung bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses im Rathaus 
der Stadt Balve, Widukindplatz 1, Zimmer 52, wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme verfüg-
bar gehalten. 
 
 
Balve, den 16.02.2022 
 
Der Betriebsleiter der Stadtwerke Balve 
 
gez. Dipl. Ing. H. Mühling 
 
 
 
 
 

 
 

Jahresabschluss 
der Stadtwerke Balve  

-Betrieb Abwasserbeseitigung- 
zum 31.12.2020 

 
Gemäß § 26 Abs. 4 der Eigenbetriebsverordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16.11.2004 (GV. NRW. 
S. 644), zuletzt geändert durch Verordnung vom 22. 
März 2021 (GV. NRW. S. 348), wird folgendes be-
kannt gemacht: 
 
1. Feststellung durch den Rat 
 
Der Rat der Stadt Balve hat in seiner Sitzung am 
08.12.2021 folgenden einstimmigen Beschluss ge-
fasst: 
 
„Der Jahresabschluss und der Lagebericht der 
Stadtwerke Balve - Betrieb Abwasserbeseitigung - 
für das Wirtschaftsjahr 2020 werden bekannt gege-
ben. Bedenken werden nicht erhoben. Dem Be-
triebsleiter wird vorbehaltlos Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss 2020 wird wie folgt festge-
stellt: 
 
a) Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeit vom 

01.01. bis 31.12.2020 
Die Gewinn- und Verlustrechnung schließt mit 
einem Gewinn von  157.528,07 € ab. 

 
b) Bilanz zum 31.12.2020 

- Aktivseite  15.425.802,96 € 
- Passivseite  15.425.802,96 € 

 
c) Verwendung des Jahresgewinns 

Der Jahresgewinn in Höhe von 157.528,07 € ist 
als Gewinnausschüttung an die Stadt Balve in 
Form der Eigenkapitalverzinsung auszuzahlen.“ 

 
2. Abschließender Vermerk der gpaNRW 
 
Die gpaNRW ist gemäß § 106 Abs. 2 GO in der bis 
zum 31. Dezember 2018 gültigen Fassung i. V. m. 
Artikel 10 Abs. 1 des 2. NKFWG NRW gesetzliche 
Abschlussprüferin des Betriebes Abwasserbeseiti-
gung Balve Stadtwerke Balve. Zur Durchführung der 
Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2020 hat sie 
sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS 
GmbH, Sundern, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 10.09.2021 den nachfol-
gend dargestellten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGI-
GEN ABSCHLUSSPRÜFERS 
 
An die Stadtwerke Balve  
– Betrieb Abwasserbeseitigung 
 
Prüfungsurteile 
 
Wir haben den Jahresabschluss der Stadtwerke 
Balve – Betrieb Abwasserbeseitigung - bestehend 
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020 und der 
Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar 2020 bis zum 31. Dezember 2020 
sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung 
der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - ge-
prüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der 
Stadtwerke Balve – Betrieb Abwasserbeseitigung - 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 geprüft. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prü-
fung gewonnenen Erkenntnisse 
 
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in al-

len wesentlichen Belangen den analog anwend-
baren Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung 
des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen i. V. m. 
den einschlägigen deutschen für Kapitalgesell-
schaften geltenden handelsrechtlichen Vorschrif-
ten und vermittelt unter Beachtung der deut-
schen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-
sprechendes Bild der Vermögens- und Finanz-
lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zum 
31. Dezember 2020 sowie seiner Ertragslage für 
das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2020 bis zum 
31. Dezember 2020 und 
 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt 
ein zutreffendes Bild von der Lage der eigenbe-
triebsähnlichen Einrichtung. In allen wesentli-
chen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-
klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den 
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analog anwendbaren Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass 
unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die 
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts geführt hat. 
 
Grundlage für die Prüfungsurteile 
 
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses 
und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirt-
schaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen 
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Ver-
antwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ un-
seres Bestätigungsvermerks weitergehend be-
schrieben. Wir sind von der eigenbetriebsähnlichen 
Einrichtung unabhängig in Übereinstimmung mit 
den deutschen handelsrechtlichen und berufsrecht-
lichen Vorschriften und haben unsere sonstigen 
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit 
diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffas-
sung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachwei-
se ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 
und zum Lagebericht zu dienen. 
 
Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des 
Betriebsausschusses für den Jahresabschluss und 
den Lagebericht 
 
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die 
Aufstellung des Jahresabschlusses, der den analog 
anwendbaren Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen in al-
len wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, 
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der 
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermit-
telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Über-
einstimmung mit den deutschen Grundsätzen ord-
nungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 
haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 
zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beab-
sichtigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstel-
lungen ist. 
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die 
gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fä-
higkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurtei-
len. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, 
Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, an-
zugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-
lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungs-
grundsatzes der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche 
oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermittelt sowie 
in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresab-
schluss in Einklang steht, den analog anwendbaren 
Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des Bun-
deslandes Nordrhein-Westfalen entspricht und die 
Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 
zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen 
Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und 
Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-
achtet haben, um die Aufstellung eines Lagebe-
richts in Übereinstimmung mit den analog anzu-
wendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverord-
nung des Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu 
ermöglichen, und um ausreichende geeignete 
Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbrin-
gen zu können. 
 
Der Betriebsausschuss ist verantwortlich für die 
Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der 
eigenbetriebsähnlichen Einrichtung zur Aufstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 
 
Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dar-
über zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Gan-
zes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder un-
beabsichtigten - falschen Darstellungen ist, und ob 
der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 
der Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit 
dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den 
analog anwendbaren Vorschriften der Eigenbe-
triebsverordnung des Bundeslandes Nordrhein-
Westfalen entspricht und die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, 
sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 
zum Lagebericht beinhaltet. 
 
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Si-
cherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 
Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung 
der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festge-
stellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine we-
sentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Fal-
sche Darstellungen können aus Verstößen oder Un-
richtigkeiten resultieren und werden als wesentlich 
angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet wer-
den könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf 
der Grundlagedieses Jahresabschlusses und Lage-
berichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-
gen von Adressaten beeinflussen. 
 
Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Er-
messen aus und bewahren eine kritische Grundhal-
tung. Darüber hinaus 
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• identifizieren und beurteilen wir die Risiken we-

sentlicher - beabsichtigter oder unbeabsichtigter 
-falscher Darstellungen im Jahresabschluss und 
im Lagebericht, planen und führen Prüfungs-
handlungen als Reaktion auf diese Risiken 
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundla-
ge für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Ri-
siko, dass wesentliche falsche Darstellungen 
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen hö-
her als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrüge-
risches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-
sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Dar-
stellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner 
Kontrollen beinhalten können. 
 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die 
Prüfung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollsystem und den für die Prüfung 
des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und 
Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu pla-
nen, die unter den gegebenen Umständen an-
gemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung abzuge-
ben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den 
gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit 
der von den gesetzlichen Vertretern dargestell-
ten geschätzten Werte und damit zusammen-
hängenden Angaben. 
 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Ange-
messenheit des von den gesetzlichen Vertretern 
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes 
der Fortführung der Unternehmenstätigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-
heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der 
Fähigkeit der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung 
zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit auf-
werfen können. Falls wir zu dem Schluss kom-
men, dass eine wesentliche Unsicherheit be-
steht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsver-
merk auf die dazugehörigen Angaben im Jah-
resabschluss und im Lagebericht aufmerksam 
zu machen oder, falls diese Angaben unange-
messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu 
modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolge-
rungen auf der Grundlage der bis zum Datum 
unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prü-
fungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder 
Gegebenheiten können jedoch dazu führen, 
dass die eigenbetriebsähnliche Einrichtung ihre 
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen 
kann. 
 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Auf-
bau und den Inhalt des Jahresabschlusses ein-
schließlich der Angaben sowie ob der Jahresab-
schluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfäl-
le und Ereignisse so darstellt, dass der Jahres-
abschluss unter Beachtung der deutschen 
Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein 

den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung vermit-
telt. 
 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit 
dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentspre-
chung und das von ihm vermittelte Bild von der 
Lage der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung. 
 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den 
gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunfts-
orientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf 
Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnach-
weise vollziehen wir dabei insbesondere die den 
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzli-
chen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsa-
men Annahmen nach und beurteilen die sachge-
rechte Ableitung der zukunftsorientierten Anga-
ben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges 
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Anga-
ben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-
men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-
ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Er-
eignisse wesentlich von den zukunftsorientierten 
Angaben abweichen. 
 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verant-
wortlichen unter anderem den geplanten Umfang 
und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame 
Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während 
unserer Prüfung feststellen.“ 
 
Die gpaNRW hat den Prüfungsbericht der Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft ARTEMIS GmbH aus-
gewertet und eine Analyse anhand von Kennzahlen 
durchgeführt. Sie kommt dabei zu folgendem Er-
gebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers 
wird vollinhaltlich übernommen. Eine Ergänzung 
gemäß § 3 der Verordnung über die Durchführung 
der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und 
prüfungspflichtigen Einrichtungen (JAP DVO) ist aus 
Sicht der gpaNRW nicht erforderlich. 
 
Herne, den 10.02.2022 
 
gpaNRW 
 
Im Auftrag 
Gregor Loges  -Siegel- 
 
3. Einsichtnahme 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht 2020 
werden nach der Bekanntmachung bis zur Feststel-
lung des folgenden Jahresabschlusses im Rathaus 
der Stadt Balve, Widukindplatz 1, Zimmer 52, wäh-
rend der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme verfüg-
bar gehalten. 
 
Balve, den 16.02.2022 
 
Der Betriebsleiter der Stadtwerke Balve 
 
gez. Dipl. Ing. H. Mühling 
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Halver 
 
Satzung gem. § 35 Abs. BauGB Ober Buschhausen, 1. Änderung / Erweiterung 
hier:  Inkrafttreten der Satzung gemäß § 35 Abs. 6 i.V.m. § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fas-

sung der Bekanntmachung vom 03.09.2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 9 des 
Gesetzes vom 10.09.2021 (BGBl. I S. 4147) und § 7 Abs. 4 und Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW. S. 666 / SGV.NRW. 2023), zuletzt geändert durch Gesetz vom 01.12.2021 (GV. NRW. S. 
1353) 

 
Der Rat der Stadt Halver hat in seiner Sitzung am 13.12.2021 gemäß § 35 Abs. 6 BauGB die Außenbereichssat-
zung „Ober Buschhausen, 1. Änderung / Erweiterung“ beschlossen.  
 
Mit der 1. Änderung / Erweiterung der Außenbereichssatzung Ober Buschhausen soll die Voraussetzung ge-
schaffen werden, eine weitere Bebauung mit selbstständigen Wohngebäuden zu ermöglichen. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der Außenbereichssatzung „Ober Buschhausen, 1. Änderung / Erweiterung“ ist 
als Bestandteil der Satzung dargestellt (siehe Planausschnitt): 
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Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit 
gemäß § 35 Abs. 6 i. V. m § 10 Abs. 3 BauGB öf-
fentlich bekanntgemacht. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt die Außenbereichssatzung „Ober Busch-
hausen, 1. Änderung / Erweiterung“ in Kraft. 
 
Die Satzung liegt ab dem Tage der Bekanntma-
chung im Verwaltungsgebäude Bauen und Wohnen, 
Von-Vincke-Straße 26, 58553 Halver, Zimmer 4, 
während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht 
öffentlich aus. Über den Inhalt wird auf Verlangen 
Auskunft gegeben. 
 
Hinweise im Rahmen der Corona-Pandemie: 
Nach aktuellem Stand (10.02.2022) ist der persönli-
che Besuch der Verwaltungsgebäude nur unter Ein-
haltung der 3G-Regel (geimpft, genesen, getestet) 
möglich. Bitte bringen Sie einen entsprechenden 
Nachweis mit. Es wird empfohlen, einen Termin zu 
vereinbaren (Tel. 02353/73-174). 
 
 
H I N W E I S E 
 
a) Es wird darauf hingewiesen, dass Entschädi-

gungsberechtigte nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 
BauGB Entschädigungen verlangen können, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichne-
ten Vermögensnachteile eingetreten sind und 
dass sie die Fälligkeit ihrer Ansprüche dadurch 
herbeiführen können, dass sie die Leistung die-
ser Entschädigung schriftlich bei dem Entschä-
digungspflichtigen beantragen. Die Leistung die-
ser Entschädigung ist schriftlich beim Bürger-
meister der Stadt Halver, Postfach 14 53, 58544 
Halver, zu beantragen. Gemäß § 44 Abs. 4 
BauGB erlöschen die Entschädi-
gungsansprüche, wenn nicht innerhalb von 3 
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 
die in § 44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt wird. 

 
b) Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden 
 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Ver-
fahrens- und Formvorschriften und  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 
2 beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplans 
und des Flächennutzungsplans und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel 
der Abwägung, 
unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines 
Jahres seit Bekanntmachung dieser Satzung 
schriftlich gegenüber der Stadt Halver unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 
c) Nach den Bestimmungen der GO NRW kann ei-

ne Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GO NRW beim Zustandekommen 
dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten 
seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn, 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt 

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt,  

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Be-
stimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntge-
macht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss 
vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Halver, 10.02.2022 
 
 
Der Bürgermeister 
Brosch 
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Haushaltssatzung 
2022 

Haushaltssatzung 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 
666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
29.09.2020 (GV. NRW. S. 916), hat der Rat der 
Stadt Balve mit Beschluss vom 08.12.2021 folgende 
Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2022, der 
die für die Erfüllung der Aufgaben der Gemeinden 
voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehen-
den Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlun-
gen und zu leistenden Auszahlungen und notwendi-
gen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

im Ergebnisplan (Werte in EUR) 

dem Gesamtbetrag der Erträge 
auf 26.615.815 
dem Gesamtbetrag der Aufwen-
dungen auf 26.526.621 

im Finanzplan (Werte in EUR) 

Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 23.309.165 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus laufender Verwaltungstätigkeit 24.511.565 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus Investitionstätigkeit 3.824.848 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus Investitionstätigkeit 5.469.000 
Gesamtbetrag der Einzahlungen 
aus Finanzierungstätigkeit 1.615.000 
Gesamtbetrag der Auszahlungen 
aus Finanzierungstätigkeit 641.000 

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf 

1.615.000 EUR 
festgesetzt. 

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veran-
schlagt. 

§ 4

Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht 
erfolgen. 

§ 5

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssi-
cherung in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf 

12.000.000 EUR 
festgesetzt. 

§ 6

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden 
für das Haushaltsjahr 2022 wie folgt festgesetzt: 

Hebesätze 2022 
1.1 Grundsteuer für die land- und forst-
wirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 
auf 350 
1.2 Grundsteuer für die Grundstücke 
(Grundsteuer B) auf 600 
2. Gewerbesteuer auf 480 

§ 7

Rechtsfolgen der kw- und ku- Vermerke 
1.) Soweit im Stellenplan für Beamte und Tariflich 

Beschäftigte der Vermerk „künftig wegfallend“ 
(kw) angebracht ist, dürfen freiwerdende Stellen 
dieser Besoldungs- und Entgeltgruppe nicht 
mehr besetzt werden. 

2.) Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig um-
zuwandeln“ (ku) angebracht ist, sind diese Stel-
len nach dem Ausscheiden des jetzigen Stellen-
inhabers in Stellen niedrigerer Entgeltgruppen 
umzuwandeln. 

§ 8

Zur flexiblen Haushaltsbewirtschaftung werden Er-
träge und Aufwendungen in den Produktbereichen 
für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Dies gilt auch 
für die Einzahlungen und Auszahlungen sowie für 
die Personal- und Versorgungszahlungen, nicht je-
doch für Investitionsmaßnahmen. 

§ 9

Erheblich im Sinne von § 81 Abs. 2 Ziffer 1 und 2 
GO NRW ist ein Betrag in Höhe von 5 v.H. der Ge-
samtaufwendungen des Ergebnisplanes bzw. der 
Gesamtauszahlungen des Finanzplanes. 

§ 10

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 
Auszahlungen gelten im Sinne von § 83 Abs. 2 GO 
NRW als nicht erheblich, wenn sie 
a) auf gesetzlichen oder tariflichen Verpflichtungen

beruhen,
b) zur Verwendung zweckgebundener Erträge und

Einzahlungen erforderlich sind,
c) sich auf innere Verrechnungen beziehen,
d) in sonstigen Fällen 25.000 € nicht übersteigen.
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Als nicht erheblich gelten grundsätzlich alle Mehr-
aufwendungen, die keine Auszahlungen zur Folge 
haben, wie z. B. interne Verrechnungen, Zuführung 
zu Rückstellungen und Abschreibungen. 

Balve, den 08.12.2021 

gez. gez. 
Hubertus Mühling  Hans-Jürgen Karthaus 
(Bürgermeister)  (Stadtkämmerer) 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung 

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anla-
gen für das Haushaltsjahr 2022 wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht. 

Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß 
§ 80 Abs. 5 GO dem Landrat als untere staatliche
Verwaltungsbehörde in Lüdenscheid mit Schreiben
vom 04.02.2022 angezeigt worden.

Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme ab dem 
01.03.2022 bis zum Ende der Auslegung des Jah-
resabschlusses montags von 8.30 Uhr bis 12.00 
Uhr und von 14.30 Uhr bis 17.00 Uhr sowie diens-
tags bis freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr im Rat-
haus der Stadt Balve, Widukindplatz 1, Zimmer 23, 
öffentlich aus und ist unter der Adresse 
www.balve.de im Internet verfügbar. 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber
der Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.

Balve, den 17.02.2022 

gez. 
Hubertus Mühling 
(Bürgermeister) 

Öffentliche Bekanntmachung  
des Jahresabschlusses des Märkischen Kreises 

für das Haushaltsjahr 2020 

Der Kreistag des Märkischen Kreises hat am 
09.12.2021 zum Jahresabschluss 2020 folgende 
Beschlüsse gefasst: 

1. Gemäß § 96 Abs. 1 GO NRW wird der vom
Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte Jahres-
abschluss des Märkischen Kreises zum
31.12.2020 festgestellt.

2. Dem Landrat wird Entlastung erteilt.

3. Der Kreistag beschließt nach Feststellung des
Jahresabschlusses 2020 den Jahresüberschuss
aus 2020 in Höhe von 16.350.811,47 € der Aus-
gleichsrücklage zuzuführen. Die Ausgleichsrück-
lage in Höhe von derzeit 24.728.014,18 € hat
damit einen neuen Stand von insgesamt
41.078.825,65 €.

4. Der Kreistag beschließt nach Feststellung des
Jahresabschlusses 2020, die differenzierte
Kreisumlage für das Haushaltsjahr 2020 gemäß
§ 56 Absatz 5 Satz 2 Kreisordnung NRW (KrO
NRW) abzurechnen. Gegenüber den Städten
und Gemeinden ohne eigenes Jugendamt be-
steht eine Forderung aus der Abrechnung der
differenzierten Kreisumlage in Höhe von insge-
samt 276.694 €. Die Abrechnungsbescheide
sind an die betroffenen Städte und Gemeinden
umgehend mit Bekanntmachung des Jahresab-
schlusses 2020 zu erlassen.

Der festgestellte Jahresabschluss 2020 enthält Er-
träge in Höhe von 601.130.247,74 € und Aufwen-
dungen in Höhe von 584.779.436,27 €.  

Der Rechnungsprüfungsausschuss hat erklärt, dass 
nach dem abschließenden Ergebnis seiner Prüfung 
Einwendungen nicht zu erheben sind und billigt den 
vom Landrat aufgestellten Jahresabschluss des 
Märkischen Kreises zum 31.12.2020 mit dem beige-
fügten Lagebericht für das Haushaltsjahr 2020. 

Der Jahresabschluss mit seinen Anlagen ist gem. § 
53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV. NW. S. 646), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 01.12.2021 (GV. NRW. S. 
1.346), in Verbindung mit dem § 96 Abs. 2 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NW. S. 666) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 01.12.2021 (GV. NRW. S. 1.346 
und 1.353), der Bezirksregierung in Arnsberg mit 
Bericht vom 14.12.2021 angezeigt worden. Nach er-
folgter Bestätigung durch die Bezirksregierung vom 
09.02.2022 ist der Jahresabschluss 2022 öffentlich 
bekannt zu machen. 

http://www.balve.de/
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_bestand_liste?anw_nr=6&l_id=10664&val=10664&seite=496&sg=0&menu=1
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Der Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2020 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Er wird bis zur Feststellung des folgenden Jahres-
abschlusses gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW in Ver-
bindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW zur Einsichtnah-
me verfügbar gehalten. Er kann beim Märkischen 
Kreis, Heedfelder Straße 45, Zimmer 222, während 
folgender Öffnungszeiten eingesehen werden: 

montags bis freitags  08.30-12.00 Uhr 
donnerstags zusätzlich  13.30-15.30 Uhr. 

Lüdenscheid, 14.02.2022 

Märkischer Kreis 
Der Landrat 

Marco Voge 

Satzungsbeschluss zur 2. Änderung 
des Bebauungsplans Nr. 337 

„Sümmern Dahlbreite“ 

Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 05.10.2021 
folgenden Beschluss gefasst: 

Gemäß § 7 GO NRW in Verbindung mit § 10 
BauGB wird der Bebauungsplan Nr. 337 „Süm-
mern Dahlbreite“, 2. Änderung als Satzung be-
schlossen. 

Diese Satzung beruht auf §§ 2, 10 des Bauge-
setzbuches (BauGB) und § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 
NRW) vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666, SGV 
NRW 2023) in der zurzeit geltenden Fassung. 

Bekanntmachungsanordnung 

Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hier-
mit gem. § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 03.November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 
2 des Gesetzes vom 08.August 2020 (BGBL. I 
S. 1728) öffentlich bekannt gemacht. Mit der Be-
kanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Iserlohn, den 18.02.2022 

Michael Joithe 
Bürgermeister 

In den Bebauungsplan und die Begründung 
kann ab sofort während der Dienststunden im 
Rathaus II, Werner-Jacobi-Platz 12 - Bereich 
Städtebau/Abteilung Städtebauliche Planung -, 
Einsicht genommen werden. Des Weiteren ist 
die Einsichtnahme auch über das Internet mög-
lich: 
http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadt-
entwicklung > Bebauungsplaene 

Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 

Hinweise 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Sätze 1 und
2 BauGB über die fristgemäße Anmeldung etwa-
iger Entschädigungsansprüche in Folge der
Festsetzungen dieses Bebauungsplans wird
hingewiesen.
Die Leistung der Entschädigung ist schriftlich bei
der Stadt Iserlohn zu beantragen. Nach § 44
Abs. 4 BauGB erlischt der Entschädigungsan-
spruch, wenn nicht innerhalb von drei Jahren
nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die in §
44 Abs. 3 Satz 1 BauGB bezeichneten Vermö-
gensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des
Anspruches herbeigeführt wird.

2. Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften nach der Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) kann gem. § 7 Abs. 6 GO
nach Ablauf von sechs Monaten seit der Be-
kanntmachung dieser Satzung im Märkischen
Amtsblatt nicht mehr geltend gemacht werden,
es sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt

oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss
vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegen-
über der Gemeinde vorher gerügt und dabei
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsa-
che bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

3. Nach § 215 Abs. 1 BauGB sind Verletzungen
von Verfahrens- oder Formvorschriften i.S.v. §
214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3, eine unter Berück-
sichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche
Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis
des Bebauungsplans und des Flächennutzungs-
plans sowie Mängel in der Abwägung nach ei-
nem Jahr seit Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans unbeachtlich, es sei denn, sie werden
innerhalb der Fristen schriftlich gegenüber der
Gemeinde geltend gemacht. Der Sachverhalt,
der die Verletzung oder den Mangel begründen
soll, ist darzulegen.

Iserlohn, den 21.02.2022 

Michael Joithe 
Bürgermeister 
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2. Änderung (vormals 96. Änderung) des
Flächennutzungsplans (FNP) im Bereich

„Nahversorgungszentrum Sümmern“ 
Genehmigung der Flächennutzungsplan-

änderung gem. § 6 BauGB 
mit Bekanntmachungsanordnung 

Der Rat der Stadt Iserlohn hat am 05.10.2021 fol-
genden Beschluss gefasst: 

Gemäß § 7 GO NRW in Verbindung mit § 6 
BauGB wird die 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans im Bereich „Nahversorgungszent-
rum Sümmern“ beschlossen. Die Begründung 
zur Änderung gem. § 5 Abs. 5 BauGB ist beige-
fügt. 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplans wurde 
von der Bezirksregierung Arnsberg mit Bescheid 
vom 01.02.2022, Aktenzeichen 35.0236.01-001, 
gem. § 6 Baugesetzbuch (BauGB) genehmigt. 

Die Erteilung der Genehmigung wird hiermit mit fol-
gendem Wortlaut öffentlich bekannt gemacht: 

Unter Bezugnahme auf Ihren o. g. Antrag ge-
nehmige ich die am 05.10.2021 vom Rat der 
Stadt Iserlohn beschlossene 2. Änderung des 
Flächennutzungsplans, Bereich: Nahversor-
gungszentrum Sümmern gemäß § 6 Abs. 1 
BauGB. 

Arnsberg, den 01. Februar 2022 
Bezirksregierung Arnsberg 
35.02.36.01-001 

Bekanntmachungsanordnung 

Die vorstehende 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans wird hiermit gemäß § 6 Abs. 6 BauGB 
öffentlich bekannt gemacht. 

Iserlohn, den 18.02.2022 

Michael Joithe 
Bürgermeister 

Die 2. Änderung des Flächennutzungsplans wird mit 
dieser Bekanntmachung gem. § 6 Abs. 5 Satz 2 
BauGB wirksam. 

Gegenstand des Verfahrens ist die Erweiterung der 
beiden ansässigen Einzelhandelsbetriebe um ins-
gesamt 800 m² Verkaufsfläche. 

Jedermann kann die 2. Änderung des Flächennut-
zungsplans, die Begründung und die zusammen-
fassende Erklärung ab dem 23.02.2022 bei der 
Stadt im Rathaus II - Bereich Stadtplanung -, wäh-
rend der Dienststunden (Montag bis Mittwoch von 
8.00 bis 16.00 Uhr, Donnerstag von 8.00 bis 18.00 
Uhr, Freitag von 8.00 bis 12.00 Uhr) einsehen.

Des Weiteren ist die Einsichtnahme auch über das 
Internet möglich: 

http://www.iserlohn.de > Wirtschaft & Stadtent-
wicklung > Bebauungsplaene 

Aufgrund der Coronavirus-Pandemie-Vorschriften 
den Landes NRW, ist das Rathaus nur beschränkt 
begehbar, wir bitten Sie, sich telefonisch anzumel-
den, damit wir Ihren Zutritt gewährleisten können. 

Hinweise 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung 
der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten und von Mängeln der Abwägung sowie die 
Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hinge-
wiesen. 

Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3
BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeich-
neten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2
BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften
über das Verhältnis des Bebauungsplans und
des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche
Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von sechs Monaten seit 
Bekanntmachung des Flächennutzungsplans 
schriftlich gegenüber der Stadt Iserlohn unter Darle-
gung des die Verletzung begründenden Sachver-
halts geltend gemacht worden sind.  

Gemäß § 7 Abs. 6 GO NRW kann eine Verletzung 
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-
deordnung beim Zustandekommen von Satzungen, 
sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen und Flä-
chennutzungsplänen nach Ablauf eines Jahres seit 
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht wer-
den, es sei denn,  

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder
ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde
nicht durchgeführt,

2. die Satzung, die ortsrechtliche Bestimmung oder
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht worden,

3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher
beanstandet oder

4. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Iserlohn, 21.02.2021 

Michael Joithe 
Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Altena (Westf.) 

5. Sitzung des Jugendhilfeausschusses der
Stadt Altena (Westf.) 

am Mittwoch, dem 02.03.2022, 17:00 Uhr, 
im Georg-von-Holtzbrinck-Saal. 

T a g e s o r d n u n g : 

I. Öffentlicher Teil

1. Genehmigung der Niederschrift des Jugendhil-
feausschusses vom 22.11.2021

2. Kindergartenbedarfsplanung 2022

3. Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von
Kindern (Kinderbildungsgesetz- KiBiz)
Bedarfsfeststellung auf der Grundlage der örtli-
chen Jugendhilfeplanung für das Kindergarten-
jahr 2022/2023

4. Mitteilungen

5. Anfragen

II. Nichtöffentlicher Teil

1. Genehmigung der Niederschrift des Jugendhil-
feausschusses vom 22.11.2021

2. Übernahme der Kindertageseinrichtungen Dahle
und Evingsen durch die Diakonie Mark-Ruhr

3. Mitteilungen

4. Anfragen

Altena (Westf.) 17.02.2022 

Chiarelli 
Vorsitzende 

Herausgeber: Märkischer Kreis – Der Landrat, 58509 Lü-
denscheid, Postfach 2080. Einzelexemplare sind bei den 
Stadtverwaltungen im Kreis, bei der Kreisverwaltung Lü-
denscheid und im Internet unter www.maerkischer-kreis.de 
kostenlos erhältlich; auf fernmündliche oder schriftliche An-
forderung werden Einzelexemplare zugesandt. Das Be-
kanntmachungsblatt erscheint wöchentlich. 
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